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Land Hessen 

Infrastrukturgesellschaft: 

Auf gutem Weg! 
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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe Mitglieder, 
 
am 2. August 2018 haben sich erneut Vertreter des dbb und des Landes Hes-
sen zu einem Gespräch im Hessischen Wirtschaftsministerium zum Thema 
Infrastrukturgesellschaft getroffen.  
 
Die Kommission des dbb, unter anderem bestehend aus den Kollegen Hermann-
Josef Siebigteroth (stellvertretender Vorsitzender der Bundestarifkommission des 
dbb und VDStra.-Bundesvorsitzender), Heinrich Roßkopf (Landesvorsitzender 
VDStra.) und Jörg Thiemann (stellvertretender Landesvorsitzender VDStra.), hatte 
den Vertretern des Hessischen Innenministeriums, des Hessischen Verkehrsmi-
nisteriums und Hessen Mobil zuletzt im Juni erneut die Befürchtungen der betroffe-
nen Beschäftigten vorgetragen, verbunden mit konkreten Forderungen. Zu einer 
umfassenden Absicherung der Beschäftigten gehören nach unserer Ansicht unter 
anderem der Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen, eine Standortsicherung 
und ein Versetzungsschutz. Weiterhin gehört dazu ein Rückkehrrecht bei etwai-
gen PPP-Projekten.  
 
In den Gesprächen ist das Land Hessen teilweise auf die Forderungen eingegan-
gen. Danach besteht eine Bereitschaft, im Wege einer Gesamtzusage auf be-
triebsbedingte Kündigungen im Zusammenhang mit der Errichtung der Infrastruk-
turgesellschaft sowie des Fernstraßen-Bundesamtes zu verzichten. Weiterhin ist 
das Land bereit, den Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnisse nach dem Fernstra-
ßen-Überleitungsgesetz auf die Infrastrukturgesellschaft oder das Fernstraßen-
Bundesamt übergegangen sind, ein Rückkehrrecht zum Land Hessen einzuräu-
men. Dieses Rückkehrrecht soll jedoch nur für sechs Monate gelten. Die Forde-
rung des dbb nach einem unbefristeten Rückkehrrecht bei arbeitgeberseitig ver-
anlasstem Wegfall von Arbeitsplätzen und künftigen PPP-Projekten wurde abge-
lehnt. Intensiv wurde auch über die Themen Standortsicherheit und Versetzungs-
schutz gesprochen. 
 
Das Land will nun seinen ersten Entwurf überarbeiten. Ein weiterer Gesprächster-
min wurde für Ende September 2018 vereinbart. 
 
 

Wir kämpfen für die Mitglieder unserer Fachgewerkschaften! 
Deshalb: Mitglied werden! Jetzt! 

 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Der dbb hilft! 
 
Unter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten kompetente Fach-
gewerkschaften mit insgesamt mehr als 1,3 Millionen Mitgliedern den 
Beschäftigten des öffentlichen Diensts und seiner privatisierten Bereiche Unter-
stützung sowohl in tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, als auch im 
Falle von beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer persönlich überzeu-
genden Ansprache jedes Mitglieds schafft auch das nötige Vertrauen in die Durch-
setzungskraft einer Solidargemeinschaft. 
Der dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonderheiten im  
öffentlichen Dienst und seiner privatisierten Bereiche. Nähe zu den Mitgliedern ist 
die Stärke des dbb. Wir informieren schnell und vor Ort über www.dbb.de, über 
Flugblätter dbb aktuell und unsere Magazine dbb magazin und tacheles. 
Mitglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fachgewerkschaft von 
dbb beamtenbund und tarifunion – es lohnt sich! 
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Hintergrund 
Im Rahmen der Ländereinigung über die Neuregelung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichs vom Dezember 2016 war festgelegt worden, dass die Verwal-
tung von Bundesautobahnen und einem Teil der Bundesfernstraßen künftig 
zentral vom Bund ausgeführt wird. Mit Ausfertigung und Verkündung des Infra-
strukturgesellschaftserrichtungsgesetzes und des Fernstraßen-Überleitungs-
gesetzes (FernstrÜG) vom August 2017 steht fest, dass ein Großteil der Be-
schäftigten in den Straßenbauverwaltungen der Länder und Landesbetrieben 
auf die neu zu gründende Infrastrukturgesellschaft für Autobahnen und andere 
Bundesfernstraßen übergehen wird. Im FernstrÜG ist vorgesehen, dass dieser 
Übergang durch einen Tarifvertrag begleitet werden soll. Ein Tarifvertrag ist des-
halb notwendig, um Nachteile auf Seiten der Beschäftigten zu vermeiden und 
die Akzeptanz des Transformationsprozesses zu erhöhen. Gleichzeitig gilt es, 
die künftigen Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer in der Infrastrukturgesell-
schaft und möglichen regionalen Tochtergesellschaften rechtssicher tarifvertrag-
lich auszugestalten. Für diejenigen Beschäftigten, die nicht wechseln, gilt es 
nach Ansicht des dbb, Absicherungsregelungen zu schaffen.  
 


